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Glosse von Guntram Hasselkamp

SPD-Parteitag – Durchmarsch der Totengräber
Minutenlange Standing Ovations für 
Gerhard Schröder auf dem SPD-Par-
teitag. Spätestens an diesem Punkt gilt 
Dantes Satz aus dem Inferno: „Lasst, 
die ihr hier eintretet, alle Hoffnung fah-
ren!“ Schröder, neben Walter Riester, 
Franz Müntefering, Peter Hartz, „Bert“ 
Rürup, Frank-Walter Steinmeier, Peer 
Steinbrück und Wolfgang Clement der 
namhafteste Totengräber des sozialde-
mokratischen Reformismus, hatte den 
Anlass der Ehrung für die gestorbe-
nen SPD-Mitglieder Grass, Bahr und 
Schmidt zu einer umfassenden Ge-
schichtsrevision im Geiste der neoli-
beralen Austerität und des geostrategi-

schen Interventionismus genutzt. Ova-
tionen für den Agenda-Kanzler, der die 
eigene Katastrophe und die der arbei-
tenden Menschen zur Erfolgsgeschich-
te umlügt. Bravo! Weiter so! Das muss 
man erst einmal bringen.

Früher kam es gelegentlich vor, dass 
die Altvorderen auch die SPD-Hymne 
von Hermann Claudius gesungen ha-
ben. Natürlich nicht ohne das „Wann 
wir schreiten Seit’ an Seit’“ besonders 
schwerfällig-langsam herunter zu lei-
ern. Das sagte alles. Nicht so klar, war 
damals der tiefe Wahrheitsgehalt des 
Refrains: „Mit uns zieht die neue Zeit!“ 
Heute, nach fast 13 Jahren Agenda-
Politik, muss man neidlos zugeben: In 
der Tat – die neue asoziale, neoliberale 
Kriegszeit.

Als alter Hoesch-Arbeiter hat man 
natürlich ein ambivalentes Verhältnis 
zur SPD. Manche von uns hatten sogar 
den Button „Willy wählen“ getragen. 

Aber dann kam Helmut Schmidt und 
mit ihm das atomare Totrüsten der So-
wjetunion. Das erinnerte schon stark 
an Noske und Zörgiebel. (Und war lei-
der erfolgreicher.) Aber dann waren 
da die SPD-Kollegen, mit denen man 
in vielem zusammenarbeiten konnte 
und musste, wenn man etwas erreichen 
wollte. Die aber der SPD ihren Sozial-
demokratismus glaubten und, in einer 
Art ungläubig realitätsresistentem Tra-
ditionalismus, noch immer glauben. Es 
ist schon seltsam, die aufrichtigen Kol-
legen vor Ort gegen die Konsequen-
zen der Politik ihrer eigenen Partei an-
kämpfen zu sehen.

Eigentlich war mit Kurt Schuma-
chers „rotlackierten Nazis“ schon klar, 
wohin die antikommunistische Reise 
nach 1945 gehen würde. Ausgerechnet 
Schumacher, der als einarmiger WK-
I-Veteran das KZ wohl nur durch die 
Hilfe seiner kommunistischen Mithäft-
linge überlebte. Godesberg war da nur 
noch der programmatische Vollzug, um 
in der Adenauerrepublik auch vorne 
mitspielen zu dürfen.

Als nach 1989 der üppig rheinisch-
kapitalistische Kampf gegen die „rot-
lackierten Nazis“ vom karg neoliberal-
militärischen „Kampf der Kulturen“ 
abgelöst wurde, bekam die SPD ein 
existentielles Strategieproblem. Mit der 
fetten Mobilisierung des Reformismus 
gegen die Revolution, welche nicht nur 
die CIA nach Churchills-Fulton-Rede 
so effizient betrieben hatte, war Schluss. 
Schon 1983 hatte Ralf Darendorf hell-
sichtig das Ende des „sozialdemokrati-
schen Zeitalters“ verkündet. Da woll-
ten viele es noch nicht wahrhaben. 
Aber nach 1989 hatte die siegestrun-
kene Sozialdemokratie real nur noch 
ein einziges relevantes Projekt: Ihre ei-

gene Abwicklung als Zukunftsvision zu 
verkaufen. Diese Aufgabe übernahmen 
Gerhard Schröder und Tony Blair.

1999 schloss die SPD nicht nur 
einen Burgfrieden, sondern wurde 
Kriegstrommler gegen das, was Gen-
schers Pro-Separatismus von Jugo-
slawien noch übrig gelassen hatte. Sie 
zertrat zusammen mit den Oliv-Grü-
nen das große antifaschistisch-pazi-
fistische Vermächtnis von 1945: „Von 
deutschem Boden darf nie wieder 
Krieg ausgehen!“ 2003 kassierte die 
SPD mit der Schröderschen Agenda 
das Sozialstaatsversprechen und wur-
de zum Sturmgeschütz der neolibera-
len, überwachungsstaatlich gestützten 
Gegenreform. Es wurde ihr Herzens-
anliegen die Reichen reicher und die 
Armen ärmer zu machen. Sie half den 
Kohlschen Euro-Paternalismus zu be-
enden und kämpft nun in der Groko 
für die propagandistische Absiche-
rung des Berlin/Brüsseler Austeritäts-
diktats: „Wir werden nicht die überzo-
genen Wahlversprechen einer zum Teil 
kommunistischen Regierung durch die 
deutschen Arbeitnehmer und ihre Fa-
milien bezahlen lassen.“

Die SPD heißt zwar sozialdemokra-
tische Partei, sie ist es längst nicht mehr. 
Sie hat das reformgläubige „Unsere 
Kinder sollen es einmal besser haben“ 
gegen das neoliberale „Unsere Kinder 
sollen es einmal besser als andere ha-
ben“ eingetauscht. Das löste Irritatio-
nen aus. Vor allem bei jenen Sozialde-
mokraten, die ihre Mitgliedschaft nicht 
nur als Karrieresprungbrett betrachten. 
Die Parteivorsitzenden kamen und gin-
gen. Nun ist es Sigmar Gabriel mit 74 
Prozent. Einige Funktionäre wollen 
wohl nicht glauben, dass ihre Füh-
rung längst eine eigenständige „linke“ 

Mehrheit abgeschrieben hat. Es reicht 
ihnen die gut dotierte 24-Prozent-Rol-
le als Mehrheitsbeschafferin der CDU-
Politik. Im Willy-Brandt-Haus ist eine 
Politik links der vier neoliberal gleich-
marschierenden Systemparteien nicht 
einmal mehr vorstellbar. Es muss schon 
hart kommen, damit so etwas wie die 
AfD boomt.

Deutschland ist im Krieg. Die USA 
haben Deutschland/Europa in eine ge-
fährliche und kostspielige Konfrontati-
on mit Russland getrieben. Zu dem De-
saster des Afghanistan-Kriegs, kommt 
nun das des Syrien- und das des Ma-
li-Krieges. Frank-Walter Steinmeier 
will, Völkerrecht hin oder her, anders 
als „die Heuchler von der Linkspar-
tei“, Deutschland nicht nur am Hin-
dukusch, sondern auch in Timbuktu 
und Aleppo verteidigen. Heiko Maas 
will mit NSA, BND und Co. die Ge-
neralüberwachung. Die Euro- und die 
Flüchtlings-Krise bedroht das strate-
gisch prioritäre Projekt des deutschen 
Imperialismus, die Integration Europas 
unter deutscher Führung. Zudem steht 
das Investoren-Schutzabkommen TTIP 
massiv in der Kritik. Da heißt es für 
Sigmar Gabriel und seine Mitstreiter: 
„Verantwortungsvoll handeln“ – Wir 
werden zwar nicht „die überzogenen 
Wahlversprechen einer zum Teil kom-
munistischen Regierung“, dafür aber 
sehr wohl  – mit viel Friedens-, Frei-
heits- und Gerechtigkeitsgetöse – die 
Kriege von Kanonen-Ulla, die Rettung 
der Banken wie die Ruinierung Euro-
pas und die Profitsicherung der Groß-
industrie, durch die nun bestens abge-
hörten, „deutschen Arbeitnehmer und 
ihre Familien bezahlen lassen“.

Gibt es noch irgendetwas, zu dem 
sich diese Partei nicht hergibt?

„Mit uns zieht 
die neue Zeit!“

Finanziert vom Pentagon
Militärische Forschungsprojekte an deutschen Hochschulen
Die Erforschung der Hirnstruktur der 
Heuschrecke an der Philipps-Universi-
tät in Marburg oder die des Spinnenet-
zes am Lehrstuhl für Biomaterialien der 
Universität Bayreuth klingt erst einmal 
unverdächtig. Über Sinn und Unsinn 
von Tierversuchen ließe sich streiten, 
aber ansonsten weckt das Assoziationen 
von Wissenschaftlern in weißen Kitteln 
und Reagenzgläsern in sterilen Labors. 
Diese Vorstellung ist sicher nicht völ-
lig falsch, nur der Zweck ist nicht ganz 
so unverdächtig, wie es auf den ersten 
Blick den Anschein hat.

Das Projekt „Öko-Bombe“ an der 
Ludwig-Maximilians-Universität Mün-
chen (LMU) des Professors Thomas 
Klapötke lässt schon eher ahnen, wel-
che Interessen hinter den genannten 
Forschungsprojekten stehen. Alle ge-
nannten sind Projekte der militäri-
schen Forschung, durchgeführt an bun-
desdeutschen Universitäten, finanziert 
vom Pentagon. Vom Hirn der Heuschre-
cke erwarten die Forscher Erkenntnis-
se, die vielleicht der US-Air-Force nütz-

lich sein könnten. Und die Spinnennet-
ze dienen als Vorlage zur Entwicklung 
von Militär-Unterwäsche, die verhin-
dern soll, dass sich Splitter in den Kör-
per bohren. Zwar gibt es solche schon, 
aber aus unbequemen Materialien. Da 
soll die Spinne, bzw. ihr Netz, jetzt Ab-
hilfe schaffen.

Die Heuschrecken-Forschung lässt 
sich das Pentagon 107 000 US-Dollar 
kosten, die an die Uni Bayreuth be-
zahlt werden. Die Spinne ist der US-
Navy allerdings nur 70 000 US-Dollar 
wert, die an die Philipps-Universität 
Marburg fließen. Die Öko-Bombe wird 
mit 474 891 US-Dollar am prominentes-
ten finanziert.

Der NDR und die Süddeutsche Zei-
tung deckten Ende 2013 auf, dass das 
US-Verteidigungsministerium etliche 
Forschungsprojekte an bundesdeut-
schen Unis finanziert. Seit dem Jahr 
2000 haben mindestens 22 deutsche 
Hochschulen und Forschungsinstitute 
Geld aus dem Haushalt des Pentagon 
erhalten. Die Summe liegt bei insgesamt 
mehr als zehn Millionen US-Dollar. Die 
Institute bestätigten für das Pentagon 
zu forschen.

Doch nicht nur das Pentagon, auch 
das deutsche Verteidigungsministerium 
vergibt Forschungsmittel an Universi-
täten. So erhielten z. B. zehn Hochschu-
len und elf außeruniversitäre Institute in 
Niedersachsen zwischen 2000 und 2013 
zirka 31,3 Millionen Euro an so genann-
ten Drittmitteln.

Das alles soll allerdings völlig trans-
parent vonstatten gehen. Und wenn es 
doch nicht so transparent werden soll, 

dann bekommt es das Label „double 
use“ (doppelte Nutzung) verpasst. So 
auch das Heuschrecken-Projekt in Mar-
burg. Schließlich können die Erkennt-
nisse ja möglicherweise auch in der zivi-
len Luftfahrt angewandt werden.

Eine Große Anfrage des Abgeordne-
ten der Partei „Die Linke“ in der Ham-
burgischen Bürgerschaft, Martin Dolzer, 
ergab, dass an der Technischen Universi-
tät Hamburg-Harburg (TUHH) ein For-
schungsprojekt in Kooperation mit dem 
Bundesamt für Ausrüstung, Informati-
onstechnik und Nutzung der Bundes-
wehr und der Wehrtechnischen Dienst-
stelle für Schiffe und Marinewaffen, 
Maritime Technologie und Forschung 
stattfindet sowie mit dem Wehrwissen-
schaftlichen Institut für Schutztechno-
logien zusammengearbeitet wird.

Ebenfalls betreibt die TUHH ge-
meinsam mit Thyssen/Krupp Marine 
Systems (TKMS) und Rheinmetall AG 

ein Forschungsprojekt im Umfang von 
2 242 000 Euro. „Rheinmetall ist ein 
Unternehmen, das zum Beispiel den 
Leopard 2 produziert – der auch in die 
Türkei, nach Saudi-Arabien und nach 
Indonesien exportiert wurde“, kommen-
tierte Dolzer das Ergebnis seiner Anfra-
ge kürzlich in einer Rede in der Ham-
burgischen Bürgerschaft.

Aus einer Anfrage der Grünen geht 
hervor, dass an der TUHH seit 2013 
auch an der Perfektionierung von Mari-
neschiffen und U-Booten geforscht wird. 
„An der Uni Hamburg wird darüber hin-
aus mit der Bundeswehr zusammenge-
arbeitet“, so Dolzer. „Es besteht eine 
Kooperation im Studiengang ‚Master of 
Peace and Security Studies‘, der von der 
TUHH und dem Institut für Friedens-
forschung und Sicherheitspolitik (IFSH) 
gemeinsam betrieben wird. Dort sind an 
der Lehre beteiligt: ein abgestellter Offi-
zier der Bundeswehr, die Führungsaka-
demie der Bundeswehr und die Helmut-
Schmidt-Universität der Bundeswehr.“

Seit langem wird eine Zivilklausel 
gefordert, also eine Selbstverpflichtung 
von wissenschaftlichen Einrichtungen 
wie Universitäten, ausschließlich für 
zivile Zwecke zu forschen. Dass eine 
Zivilklausel allerdings auch problem-
los unterlaufen werden kann, belegt 
das Beispiel der Exzellenz-Universität 
Bremen. Dort wurde z. B. im Bereich 
„Raumfahrttechnik“ eine so genannte 
Stiftungsprofessur eingerichtet, die aus 
Drittmitteln finanziert wird. Konkret 
durch die Firma Orbitale Hochtechno-
logie Bremen (OHB Technology), ei-
nem der größten Rüstungs-Unterneh-
men Bremens. Dort wird u. a. Satelliten-
Überwachungs-Technik für militärische 
Zwecke hergestellt. Angeblich beträgt 
der Anteil von Rüstungsprojekten der 
Firma weniger als 5 Prozent, so dass die 
Stiftungsprofessur und die Zivilklausel 
kein Widerspruch seien.
 Birgit Gärtner

Logo an einem Gebäude der Carl-von-Ossietzky-Universität-Oldenburg. Der 
Pazifist und Friedensnobelpreisträger von Ossietzky starb unter Nationalsozialis-
ten-Herrschaft nach KZ-Haft. Die Uni Oldenburg lehnt Forschung für Rüstungs-
zwecke durch Hochschulinstitutionen ab.

Nicht ganz so unverdächtig, 
wie es scheint.
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„Rettet Niederberg!“
Der Vorstand der Deutschen Kommu-
nistischen Partei (DKP) für den Bezirk 
Rheinland-Westfalen hat auf seiner Sit-
zung am Sonntag, 13. Dezember, seine 
Solidarität mit dem Bürgerbegehren 
zum Erhalt der kommunalen Träger-
schaft des Klinikums Niederberg in 
Velbert zum Ausdruck gebracht. Der 
Beschluss erfolgte einstimmig.

Die DKP wünscht den Initiatoren 
Rückhalt in der Bevölkerung und vol-
len Erfolg bei der Sammlung der Unter-
schriften. Prinzipiell ist die DKP gegen 
die Privatisierung kommunaler Einrich-
tungen, dies gilt in besonderem Maße 
für Krankenhäuser.

Es gibt ganz in der Nähe, in Düssel-
dorf-Gerresheim, ein eklatantes Bei-
spiel: die Sana-Klink. Dieses Kranken-
haus wurde 2007 zusammen mit dem zu-
vor ebenfalls städtischen Krankenhaus 
in Düsseldorf-Benrath mehrheitlich an 
die Sana AG verkauft. Die alte Klinik 
in Gerresheim wurde abgerissen. Unter 
der Regie von Sana wurde ein Neubau 
errichtet und finanziert (61,4 Millionen 
Euro). Bei der Umsetzung der Pläne 
gab es offensichtlich intern solche „Irri-
tationen“, dass die damalige Geschäfts-
führerin Dr. Birgit Fouckhardt-Bradt 
das Haus verlassen musste. Die Pres-
se nannte den Start der privatisierten 
Klink „holprig“. Der Kündigungsschutz 
bis 2011 ist längst abgelaufen.

Versprochen wurden viele Einspar-
effekte durch die Privatisierung, durch 
Zusammenlegungen und durch Out-
sourcing. Das schützte übrigens nicht 
einmal vor resistenten Keimen (Pseu-
domonas aeruginosa) im Trinkwasser.

Beim Richtfest für den Neubau erin-
nerte Fouckhardt-Bradt daran, dass die 
beachtliche Investition in den beiden 
Häusern nun „erwirtschaftet“ werden 
muss. Die Aktionäre, 29 Gesellschaf-
ten der Privaten Krankenversicherun-
gen (PKV), wollen Geld sehen. Siehe: 
http://www.sana.de/unternehmen/akti-
onaere.html.

Gesundheit wurde in Gerresheim 
zum großen Geschäft großer Konzerne. 
Maßstab ist die Profitorientierung. Die 
DKP wünschte den Betreibern des Bür-
gerbegehrens, dass das Krankenhaus in 
kommunaler Hand bleibt und dem Pro-
fitstreben entzogen bleibt.
 Uwe Koopmann

„Falsche Syrer“
„Nachdem nun schwarz auf weiß fest-
steht, dass die Behauptungen des Bun-
desinnenministers zu den angeblich 30 
Prozent ‚falschen Syrern‘ schlichtweg 
falsch sind, versucht sich die Bundes-
regierung herauszuwinden. Da werden 
haltlose Verdächtigungen schöngere-
det, anstatt sich einfach mal öffentlich 
zu entschuldigen“, kommentiert Ulla 
Jelpke, innenpolitische Sprecherin der 
Fraktion „Die Linke“, die Antwort der 
Bundesregierung auf eine Kleine An-
frage (BT-Drs. 18/6825). Jelpke weiter:

„Die Bundesregierung gibt nun end-
lich zu, dass zur Frage von Fälschungen 
oder Manipulationen bei Identitätsdo-
kumenten von Flüchtlingen keinerlei 
valide Zahlen vorliegen. Auch eine fun-
dierte Schätzung hierzu sei nicht mög-
lich. Auf einmal sollen de Maizières Be-
hauptungen nur als ‚Hinweis auf eine 
mögliche Dimension des bestehenden 
Dunkelfeldes‘ zu deuten sein. Statt in 
seine Glaskugel zu schauen und plum-
pe Agitation zur Diffamierung von 
Schutzsuchenden zu betreiben, sollte 
der Bundesinnenminister sich lieber 
mit den Fakten und der Realität ausei-
nandersetzen. Tatsächlich werden nur 
acht Prozent der syrischen Dokumente 
in irgendeiner Form „beanstandet“.

Kurzer Aufzug
Gerade einmal 150 Neonazis sind am 
Samstag durch Leipzig marschiert  – 
ihre „Querfront“-Strategie ging nicht 
auf. „Connewitz, wir sind da – eure An-
ti-Antifa“, skandierten die militanten 
Rechtsextremisten bei der Demo. Dass 
sie gar nicht in den alternativ gepräg-
ten Stadtteil gekommen sind, war ihnen 
nicht bewusst. Dass trotz der einmonati-
gen Mobilisierungszeit nur 150 Teilneh-
mer kamen, dürfte auch „Die Rechte“-
Chef Christian Worch enttäuscht haben, 
der selbst in das ehemals von Neonazis 
zur „Frontstadt“ erklärte Leipzig kam. 
(blick nach rechts)
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